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Zusammenfassung: Der vorliegende Text zeigt an einem Fallbeispiel, wie grundlegende Probleme der Jobcenter-Inter-
aktion durch divergierende Erwartungen aus den Sozialebenen Organisation und Interaktion geprägt sind und durch
eine spezifische Variante der Personenkategorie vom ‚guten Kunden gelçst werden sollen. Dieser Kunde wird als Kunde
mit dem Willen zum Wollen kategorisiert: Indem er will, was die Fachkraft will, und sein Wollen mit den kontingenten
Zielen aus Politik und Arbeitsverwaltung zu variieren vermag, ermçglicht er die Transformation von Organisations-
und Interaktionserwartungen in adressierbare Interaktionserwartungen. Damit bildet er eine unverzichtbare Gelenkstel-
le im managerialen Steuerungssystem der modernen Arbeitsverwaltung.
Schlagworte: Arbeitsverwaltung; Managerialisierung; Politische Inklusion; Soziale Differenzierung; Ebenendifferenzie-
rung; Personenkategorien; Konversationsanalyse.
Summary: The present article shows, in a case study, how basic problems of interactions in Job Centres are shaped by
expectations deriving from the social levels of organization and interaction and can be solved by a specific modification
of the person category of the good customer. This client is categorized as a customer with the will to be willing: By
wanting what the Job Center staff wants him or her to want and by accommodating to the contingent goals of political
discourse and public administration as much as possible she or he enables the interaction to transform organizational
and interactional expectations into addressable expectations. In this way he or she constitutes a vital link within the
managerial guidance system of a modern labor administration.
Keywords: Labor Administration; Managerialism; Political Inclusion; Social Differentiation; Level Differentiation;
Person Categories; Conversation Analysis.
1. Einleitung
Die çffentliche Arbeitsverwaltung versteht sich seit
ihrer Organisationsreform entlang managerialer
Steuerungsprinzipien als moderne Dienstleistungs-
organisation (Baethge-Kinsky et al. 2007; Bartel-
heimer 2008; Schütz 2009). Als solche hält sie ein
publikumsorientiertes, differenziertes Dienstleis-
tungsangebot bereit und unterstellt, dass dieses in
der Dienstleistungsinteraktion zwischen Integra-
tionsfachkraft und individuellem „Kunden“ nach-
gefragt wird. Sie nimmt an, dass die angebotenen
Produkte die individuellen Erwerbshemmnisse des
Kunden auf seinem Weg in den Arbeitsmarkt besei-
tigen helfen. Die vorrätigen Dienstleistungspro-
dukte gelten der Arbeitsverwaltung damit im Sinne
der Grundprinzipien des „New Public Manage-
ment“ als kundenorientiert (Schedler & Proeller
2003). Zugleich wird angenommen, dass der Zu-
schnitt der Produkte auf die individuelle Lebenslage
des Kunden sein Verhalten zu steuern vermag (z. B.
Alford 1998).
Für die konzeptionelle Unterfütterung dieses Zu-
sammenhangs rekurriert die Bundesagentur für Ar-
beit (BA) mit dem Begriff der „Ko-Produktion“
(vgl. z. B. Bundesagentur für Arbeit 2010: 36) auf
ein spannungsreiches Konzept der Dienstleistungs-
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soziologie (z. B. Weihrich & Dunkel 2003). Realisiert
werden soll die koproduktive Dienstleistungsbezie-
hung mit Hilfe des Instruments der Eingliederungs-
vereinbarung. Bei dieser handelt es sich um einen
subordinationsrechtlichen Verwaltungsvertrag, der
das Dienstleistungsangebot der Arbeitsverwaltung
für den Kunden individualisiert und dessen Anteil
bei der Dienstleistungs-Koproduktion festschreibt.
Dass der Kunde hierbei nur bedingt Einfluss auf ein
Dienstleistungsangebot nimmt, das er zudem kaum
ablehnen kann, ist vor allem für den Rechtskreis
des Sozialgesetzbuch II (SGB II bzw. „Hartz IV“)
scharf kritisiert worden. Aus rechtswissenschaftli-
cher Perspektive wird eine faire Aushandlung der
Vertragsinhalte zwischen den Parteien bereits „we-
gen der Mçglichkeit der einseitigen Festlegungen ...
für strukturell fraglich“ gehalten (Münder 2007:
233f.; Spellbrink 2008: § 15 Rz. 10).
Die Sozialwissenschaft fokussiert dagegen vornehm-
lich auf die Frage, „wie gut oder weniger gut die Ar-
beit in den Jobcentern bzw. Arbeitsagenturen bewäl-
tigt wird“ (Bçhringer et al. 2012: 14) und ob die
Arbeitsverwaltung ihr „Dienstleistungsversprechen“
einhält (Hielscher & Ochs 2012), und stellt sich da-
mit in die Tradition einer politikwissenschaftlich ge-
prägten Implementationsforschung (kritisch bereits
Hansbauer 1991). In Abgrenzung dazu interessiert
sich der vorliegende Text – im Anschluss an ein Hil-
desheimer Forschungsprojekt (Bçhringer et al. 2012)
– dafür, „wie diese Praxis eigentlich aussieht bzw.
wie sie hergestellt wird“ (Bçhringer et al. 2012: 16).
Wie die Hildesheimer Forschergruppe stützt sich
auch die vorliegende Untersuchung auf sogenannte
natürliche Daten (Bergmann 1985), also auf tran-
skribierte Audio-Gesprächsaufzeichnungen, anstatt
Gesprächsverläufe über die Selbstzeugnisse der
Fachkräfte in Experteninterviews zu rekonstruieren
(so z. B. Hielscher & Ochs 2009; Ludwig-Mayer-
hofer et al. 2009; Kaltenborn et al. 2011). Erkenn-
bar wird, „dass die Handelnden praktisch gesehen
ihre eigenen Probleme haben, nämlich zuallererst,
situativ verstehbar zu handeln und situativ zu einer
Sinnbestimmung zu kommen“ (Bçhringer et al.
2012: 16).
Weitergehend als die genannte Studie wollen die
vorliegenden Überlegungen zeigen, dass grund-
legende Probleme in der Jobcenter-Interaktion we-
sentlich durch divergierende Erwartungen aus den
Sozialebenen Organisation und Interaktion geprägt
sind und – in Anlehnung an Michael Lipsky (1980)
– mithilfe einer spezifischen Variante der Personen-
kategorie vom guten Kunden gelçst werden sollen.
Dieser Kunde wird seiner Kategorisierung zufolge
als Kunde mit dem Willen zum Wollen (Akerstrom
Andersen 2008) konstruiert: Indem der auf diese
Weise kategorisierte Kunde will, was die Fachkraft
will, und sein Wollen so den variierenden Zielset-
zung aus Politik und Arbeitsverwaltung anpasst,
wird er zu einem unverzichtbaren Element im
managerialen Steuerungssystem.
Vor diesem Hintergrund erhält der politische und
organisationale Kontext von Jobcenter-Interaktio-
nen deutlicher als in der Hildesheimer Studie, einen
zentralen Stellenwert, wie in den folgenden beiden
Abschnitten (2 und 3) näher ausgeführt wird. Dass
moralische Personenkategorien als Transformations-
mechanismen fungieren kçnnen, um Organisations-
erwartungen interaktiv anschlussfähig zu machen,
wird im vierten Abschnitt behandelt. Der fünfte
Abschnitt schließlich rekonstruiert an einem tran-
skribierten Gesprächsausschnitt mithilfe von Kon-
versationsanalyse und „Membership Categoriza-
tion Analysis“, wie die Jobcenter-Interaktion die
Personenkategorie vom guten Kunden einsetzt, um
ihre Anschlussprobleme zu lçsen (5.1) und wie
diese Kategorisierung den Kunden als Person mit
dem Willen zum Wollen konstruiert (5.2). Dis-
kussion (6) und Fazit (7) runden die Untersuchung
ab.
Den Forschungskontext für den vorliegenden Auf-
satz bildet das DFG-gefçrderte Forschungsprojekt
„Geschlechterprogrammatik und Geschlechter(un)-
gleichheit im Politischen System: Zur behçrdlichen
Umsetzung des Adult Worker Model am Beispiel
der Eingliederungsvereinbarung im Rechtskreis des
Sozialgesetzbuch II“ am Lehrstuhl für Geschlech-
tersoziologie der Universität Potsdam. In diesem
Projekt wurden in fünf Jobcentern neben Experten-
interviews mit beinahe allen Funktionsträgern der
Jobcenter im Bereich „Markt & Integration“ ca. 50
Kundengespräche aufgezeichnet, und die Autorin
hat bei ca. 30 Kundengesprächen von insgesamt
zehn verschiedenen Fachkräften und ihren Kund/in-
nen hospitiert. Das ausgewählte Fallbeispiel sowie
das kontextualisierende Wissen über Jobcenter-in-
terne Abläufe entstammen der Aufbereitung dieses
Materials.
2. Das Jobcenter als
Dienstleistungsorganisation
2.1 Kundenorientierung und Kundenkontrolle
Der Dienstleistungssoziologie gilt ein Dienstleis-
tungsangebot im Unterschied zum Industrieprodukt
als unfertiges Produkt, als ein Leistungsversprechen
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aufgrund eines „unvollständigen Vertrags“ (Weih-
rich & Dunkel 2003). Bei Dienstleistungen gehe es
um „Prozesse in oder Veränderungen an ihren
‚Kunden (...), die nicht ohne deren Mitwirkung zu-
standekommen kçnnen“ (Luhmann 1972: 269f.).
Somit gelten Dienstleistungsprodukte als Ergebnis
eines koproduktiven Interaktionsprozesses von
Dienstleister und Konsument, was nicht nur an den
Dienstleister besondere Anforderungen stellt. Auch
„die Kundin muss, um eine Dienstleistung in An-
spruch zu nehmen, eigene Ressourcen und/oder
eigene Kooperationsbereitschaft einsetzen“ (Holt-
grewe 2005: 40). Dienstleister müssen deshalb die
„Subjektivität des Dienstleistungsempfängers“ so-
wohl in Rechnung stellen (Bçhle 2006: 344) als
auch in ihrem Sinne kontrollieren: Sie müssen dafür
sorgen, dass ein potenzieller Kunde das Dienstleis-
tungsangebot akzeptiert und dass ein Kunde bei der
Koproduktion eines Dienstleistungsprodukts ‚mit-
macht. Immer geht es darum, „im Vollzug der
Dienstleistungsinteraktion Kundenorientierung und
Kundenkontrolle miteinander zu vereinbaren“
(Dunkel et al. 2004: 247).
2.2 Typen von Dienstleistungsorganisationen
Der Zuschnitt des Produktangebots für die eigene
Kundschaft sowie die Formen von Kundenorientie-
rung und Kundenkontrolle hängen von der spezi-
fischen gesellschaftlichen Verstandortung einer
Dienstleistungsorganisation ab: Sowohl çffentliche
als auch marktliche Dienstleistungsorganisationen
unterscheiden sich in wesentlicher Hinsicht durch
ihre unterschiedliche Verstandortung im Funktions-
system „Politik“ respektive im Funktionssystem
„Wirtschaft“ (Luhmann 2000: 405; Luhmann
1997: 840f.). Sie übernehmen den Code und das
(variable) Programm „ihres“ Funktionssystems als
Strukturvorgaben, transformieren sie durch Ent-
scheidungen in ihre eigene Operationslogik und im-
plementieren sie, primär über die inhaltliche Aus-
buchstabierung ihrer Mitgliedsrollen, in ihre
Prinzipien der Grenzziehung und Selbstselektion
(Luhmann 1972).1 Organisationsstrukturen wie-
derum bilden die Strukturvorgaben der Organisati-
onsinteraktionen und sorgen dafür, dass Code und
Programm des Funktionssystems bis in die einzelne
Interaktion hinein „durchgereicht“ werden kçnnen
(Kieserling 1999: 339f.).
In diesem Sinne orientieren marktliche Dienstleis-
tungsorganisationen ihr Organisationsziel am Code
des Wirtschaftssystems und geben branchenspezi-
fische Programme, Dienstleistungsstandards und
Wissen über Kundenerwartungen vor: „Was (...) an
Service ‚zum Service gehçrt und pauschal einge-
rechnet wird und auf welche Teile der Dienstleis-
tung ein Preisschild geklebt wird, wird weder aus-
schließlich in der Interaktion ausgehandelt, noch
allein von der Organisation strategisch gestaltet“
(Holtgrewe 2005: 48). Eine çffentliche Dienstleis-
tungsorganisation wie die deutsche SGB II-Arbeits-
verwaltung – bestehend aus dem Bundesministerium
für Arbeit und Soziales sowie der Bundesagentur
für Arbeit (ihren Regionaldirektionen und Arbeits-
agenturen) und den Jobcentern – erhält ihr Organi-
sationsziel, die Definition und Finanzierung der
dazu notwendigen Dienstleistungsangebote sowie
die Definition der zur Dienstleistung berechtigten
Kunden dagegen durch den Gesetzgeber vorgege-
ben.
2.3 Die Kundenkategorien und Dienstleistungs-
angebote im Rechtskreis des SGB II
In der Arbeitsverwaltung werden die Eckpfeiler der
Dienstleistungsbeziehung zwischen Jobcenter und
Kundin durch den Gesetzgeber gesetzt. Im Rechts-
kreis des SGB II differenziert der Gesetzgeber we-
sentlich zwei Kategorien Leistungsberechtigter. Er
stützt sich auf eine çffentlich geführte politische
Diskussion, in welcher die Zusammenführung von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe im Sozialgesetz-
buch II (SGB II) mit der Zielsetzung begründet wur-
de, erwerbsfähigen Sozialhilfeempfänger den Zu-
gang zu den aktiven Arbeitsmarktinstrumenten
nach dem Sozialgesetzbuch III (SGB III) zu ermçgli-
chen (Arbeitsgruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“
2003: 14f.; BT-Drucks 15/1516 2003: 42ff.). Dabei
war mitgedacht, dass es sich bei den erwerbsfähigen
Anspruchsberechtigten aus den Bereichen Arbeits-
losenhilfe und Sozialhilfe zum Großteil um eine
arbeitsmarktferne Personengruppe mit besonderen
Erwerbshemmnissen und speziellem Leistungs-
bedarf handele. Im Rahmen dieses Klassifikations-
prozesses entstand schließlich eine neue Personen-
kategorie, die als „erwerbsfähiger Hilfebedürftiger“
in das SGB II aufgenommen wurde (seit 2011 dann
„erwerbsfähiger Leistungsberechtigter“). Um die
Besonderheit dieser Personenkategorie im Kontrast
zu verdeutlichen: Im SGB III, das die Leistungs-
beziehungen aus der Arbeitslosenversicherung (das
so genannte „Arbeitslosengeld I“) regelt, ist von „Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern“ die Rede.
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Die Erfindung der Personenkategorie des „erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen“ korrespondiert mit der
Einrichtung einer neuen Behçrde, dem so genann-
ten Jobcenter2: Entsprechend der Definition er-
werbsfähiger Hilfebedürftiger, die multiple arbeits-
marktbezogene sowie persçnliche Erwerbshemm-
nisse aufweisen kçnnen, zurrt der Gesetzgeber im
SGB II aktive Leistungen der Bundesagentur für Ar-
beit mit den klassischen Hilfen sozialer Arbeit der
Kommunen zusammen und offeriert sie diesem
neuen „Kundenkreis“ „aus einer Hand“. Die vom
Gesetzgeber speziell auf die „erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen“ zugeschnittenen Dienstleistungsange-
bote dieser Jobcenter orientieren sich wesentlich an
der Vorstellung, die Erwerbshemmnisse dieser Kun-
dengruppe seien sowohl personenbezogener als
auch arbeitsmarktbezogener Art. So stehen für per-
sonenbezogene Erwerbshemmnisse kommunale
Leistungen (nach § 16a SGB II) bereit, z. B. zur Be-
treuung minderjähriger oder behinderter Kinder
oder als Hilfen bei Suchtproblemen oder privater
Überschuldung. Für arbeitsmarktbezogene Er-
werbshemmnisse der erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen bzw. Leistungsberechtigten des SGB II hat der
Gesetzgeber aktive Eingliederungsleistungen defi-
niert, die zugleich verdeutlichen, für wie arbeits-
marktfern er diesen Kundenkreis hält: Beispiels-
weise kann die SGB II-Behçrde einer Kundin ein so
genanntes Einstiegsgeld gewähren, um sie anzurei-
zen, eine versicherungspflichtige Beschäftigung auf-
zunehmen (§ 16b SGB II); oder die SGB II-Behçrde
bietet erwerbsfähigen Leistungsberechtigten eine
Arbeitsgelegenheit (§ 16d SGB II) an, über die sie
an die Anforderungen des ersten Arbeitsmarktes
(Pünktlichkeit, Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit)
herangeführt werden sollen. Für die so genannten
arbeitsmarktnahen SGB II-Kunden verweist das
SGB II nicht zufällig auf Eingliederungsleistungen
nach SGB III,3 wie z. B. die finanzielle Fçrderung ei-
ner Berufsausbildung oder eines Beschäftigungsver-
hältnisses durch einen Eingliederungszuschuss.
3. Das Jobcenter und sein Publikum
3.1 Die Dienstleistungsangebote der Jobcenter-
Organisation
Mit einer regionalisierten und dezentralisierten Ar-
beitsmarktpolitik, die in Deutschland in den 1980er
Jahren einsetzte (Semmler 1998) und Ende des 20.
Jahrhunderts mit der Europäischen Beschäftigungs-
strategie deutlich an Fahrt gewann (Conrads 2004),
hat eine gewisse Autonomisierung der Behçrden
der Arbeitsverwaltung stattgefunden. Die untere
Ebene der Arbeitsverwaltung gilt seither nicht län-
ger nur als rechtanwendende Behçrde (Hielscher &
Ochs 2009: 181). Ihre interne Flexibilisierung u. a.
durch die Einführung der betriebswirtschaftlichen
Steuerungsinstrumente der Zielvereinbarung, des
Budgeting und Controlling (Dahm 2004) korres-
pondiert mit ihrem verstärkten Umweltbezug, der
sich z. B. darin äußert, dass die Behçrde mit Blick
auf ihre besonderen Arbeitsmarkt- und Kundenbe-
dingungen vor Ort eigene arbeitsmarktpolitische
Schwerpunkte setzen kann und soll. Ziel ist eine
grçßere Kundennähe zu Erwerbslosen und Arbeit-
gebern und also „eine betriebsnahe, am Ersten
Arbeitsmarkt ausgerichtete Arbeitsmarktpolitik“
(Jansen 2011: 28).
Auf der Folie dieses reformierten Verhältnisses von
Politik und Verwaltung müssen die vom Gesetz-
geber vorgeschriebenen Eingliederungsleistungen
für arbeitsmarktnahe und -ferne Kund/innen nach
dem SGB II von dem einzelnen Jobcenter selbststän-
dig aufgegriffen und als kundenorientiertes Dienst-
leistungsangebot spezifiziert werden. Die gesamte
Planung, die das Jobcenter dazu jährlich vorneh-
men muss und abschließend in einem Integrations-
und Arbeitsmarktprogramm verçffentlicht, orien-
tiert sich zum einen am durch das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales zugewiesenen Budget
(bestehend aus Personal- und Eingliederungstitel)
und zum anderen an den quantifizierten Zielsetzun-
gen (Integrationsquote und Anteil der Langzeit-
bezieher), die jedes einzelne Jobcenter im Rahmen
seiner Zielvereinbarung mit der Bundesagentur für
Arbeit alljährlich abschließt (Kaltenborn et al.
2010; Weinbach 2012).
Die konkrete Beplanung des Budgets erfolgt in je-
dem einzelnen Jobcenter entlang regionalspezi-
fischer Daten, die das Jobcenter aus der Zentrale
der Bundesagentur für Arbeit, aber auch aus der
kommunalen Verwaltung oder den Fachministerien
der jeweils zuständigen Landesregierung erhält.
Diese umfassen zum einen die Bedarfe des regiona-
len Arbeitsmarktes sowie zum anderen Daten zur
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Kundenstruktur, aufgeschlüsselt nach Geschlecht,
Alter, Schwerbehinderung, Staatsangehçrigkeit so-
wie der Frage nach einer abgeschlossenen Ausbil-
dung. Auf der Grundlage eigener Erfahrungswerte
entwickelt das Jobcenter seinen Vorrat an Dienst-
leistungsangeboten für sein differenziertes Publi-
kum: wie viele Eingliederungszuschüsse für welche
Kundengruppen (z. B. schwerbehinderte Kundinnen)
vorgehalten werden sollen, welche Maßnahmen
mit wie vielen Plätzen für welche Personengruppen
(z. B. besonders arbeitsmarktferne Kundinnen ohne
Berufsqualifikation und Berufserfahrung) einge-
kauft werden, welche Qualifizierungen für welche
Berufe oder Branchen für welche Personengruppen
(z. B. Qualifizierung in der Altenpflege für junge
Menschen unter 25 Jahren) eingekauft werden
(etc.) und wie viele finanzielle Mittel dafür jeweils
zur Verfügung stehen sollen.
3.2 Der subordinationsrechtliche
Verwaltungsvertrag
In der konkreten Interaktion des Jobcenters mit sei-
nen Kundinnen gilt es nun, die vorrätigen Dienst-
leistungsangebote mit Blick auf die individuellen
Bedarfe und den regionalen Arbeitsmarkt vorzu-
legen und für ihre Annahme zu werben. Dabei ist
grundlegend, dass es sich um eine Dienstleistungs-
interaktion im politischen System handelt, denn
hier regiert eine andere Logik als in marktlichen
Dienstleistungsbeziehungen. So „sind die Interessen
des Publikums in allen politischen Systemen, die
sich als Demokratie legitimieren, zwar letzter Be-
zugswert des Verwaltungshandelns, aber sie werden
nach Maßgabe von politisch vorentschiedenen Pro-
grammen und nicht etwa unmittelbar nach den
Wünschen des Publikums behandelt“ (Luhmann
2010: 177). Damit korrespondierend bringt das Pu-
blikum der Arbeitsverwaltung die Kosten der
Dienstleistung nicht selbst auf (Baethge-Kinsky et
al. 2007: 11); der Zugang zu den Dienstleistungen
wird stattdessen über gesetzlich festgelegte Zugangs-
voraussetzungen geregelt. Die leistungsberechtigten
Kunden der Arbeitsverwaltung, vor allem der
Grundsicherung nach dem Sozialgesetzbuch II
(Hartz IV), verfügen zudem über keine echte Exit-
Option (im Sinne von Hirschman 1974), weil sie
auf die Leistung der Dienstleistungsbehçrde so gut
wie alternativlos angewiesen sind; Konkurrenz-
anbieter existieren nicht. Vielmehr werden sie den
zuständigen kommunalen Behçrden der Arbeitsver-
waltung zugeordnet.
Die aus dieser Gemengelage resultierende Span-
nung zwischen allgemeinen Organisations- und in-
dividuellen Kundenerwartungen publikumsorientier-
ter çffentlicher Dienstleistungsverwaltungen hatte
bereits Michael Lipsky (1980) in seiner Studie
„Street-Level-Bureaucracy“ systematisch herausge-
arbeitet: Demnach müssen street-level-bureaucreats
ihrer Klientel im Sinne politischer Zielvorgaben so-
wohl helfen als auch sie überwachen und diese po-
tenzielle Spannung jeden Tag und in der Interaktion
mit jedem einzelnen Klienten neu bewältigen (vgl.
Wright 2003: 236). Mit der jüngeren Reform der
çffentlichen Dienstleistungsverwaltung nach mana-
gerialen Steuerungsprinzipien (Rhodes 1996) ist
dieses spezifische Rollengefüge zwischen Fachkräf-
ten und Kunden zudem strukturell und rhetorisch
reformuliert und dabei das Spannungsverhältnis
zwischen Organisations- und Kundenerwartungen
potenziell verschärft worden:4 Der Sensibilisierung
der Behçrde für die individuellen Lebenslagen ihres
Publikums steht ausdrücklich die verstärkte Kon-
trolle der organisationalen Leistungsperformance
gegenüber. In der deutschen Arbeitsverwaltung
wird seither der kooperative Verwaltungsvertrag
statt des einseitigen Verwaltungsakts als adminis-
trative Handlungsform gegenüber dem Publikum
bevorzugt5 und steht der Einführung der betriebs-
wirtschaftlichen Steuerungsinstrumente im Form
von Zielvereinbarungen, Budgeting und Control-
ling gegenüber (Weinbach 2012).
Der Spagat zwischen gesteigerter Resonanz für in-
dividuelle Kundenbedarfe einerseits und verstärkter
Organisationszielkontrolle andererseits wird durch
den subordinationsrechtlichen Charakter des Ver-
waltungsvertrags zwischen Behçrde und Kundin re-
flektiert. Im Rechtskreis des Sozialgesetzbuch II
(SGB II) ist das gesetzlich definierte Organisations-
ziel in der Vertragsbeziehung zwischen Behçrde
und Kundin die Beendigung ihrer Hilfebedürftig-
keit, idealerweise durch die Aufnahmen einer sozi-
alversicherungspflichtigen Erwerbsarbeit. Ein Ver-
waltungsvertrag zwischen Jobcenter und Kunden,
genauer: eine „Eingliederungsvereinbarung“ nach §
15 SGB II, legt daher schriftlich fest, durch welche
Dienstleistungen das Jobcenter den Kunden indi-
viduell unterstützten mçchte (Prinzip des „Fçr-
derns“) und welche Anstrengungen seinerseits der
Kunde unternimmt (Prinzip des „Forderns“), um
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4 Zur Kritik der Vorstellung einer relativen Autonomie
der Fachkräfte in çffentlichen Dienstleistungsverwaltun-
gen und ihrer Einbettung in situativ variierende Kontexte
siehe Hupe & Hill 2007; Brodkin 2011.
5 Und zwar dort, wo Dienstleistungen dem Ermessen der
Dienstleistungsverwaltung unterliegen, nicht, wo es um
Rechtsansprüche des Publikums gegenüber der Behçrde
geht (Pakeerut 2000: 113, Fn. 438).
das gemeinsame Ziel zu erreichen. Dass es sich hier-
bei um ein subordinationsrechtliches Vertragsver-
hältnis handelt, wird durch die nach § 2 SGB II
nicht näher bestimmte Mitwirkungsobliegenheit
des Kunden an mçglichen Eingliederungsmaßnah-
men (Berlit 2009: § 2 Rz. 3, 25) deutlich; umge-
kehrt nämlich werden keine durchsetzbaren Rechts-
pflichten der Behçrde begründet. Diese Asymmetrie
wird dadurch untermauert, dass ein Kunde, der
passive Leistungen6 vom Jobcenter bezieht, ein Ver-
tragsangebot nicht wirklich ablehnen kann: In ei-
nem solchen Fall kann die Fachkraft des Jobcenters
das von ihr als zielführend erachtete Dienstleis-
tungsangebot an die Kundin als einseitigen Verwal-
tungsakt adressieren (§ 15 Abs. 3 SGB II). Auf diese
Weise stellt das SGB II die Durchsetzung der Orga-
nisationsziele im Vertragsverhältnis mit der Kundin
sicher.
3.3 Das 4-Phasen-Modell: Anleitung zur
Koproduktion
Dieses neue Sozialrechtsverhältnis zwischen Staat
und Leistungsberechtigtem wird von der Bundes-
agentur für Arbeit durch den Gedanken der Kopro-
duktion von Dienstleistungen rhetorisch unterfüt-
tert. Ihrem Beratungskonzept zufolge „genügt es
nicht, dass die Fachkraft die ihr gestellte Aufgabe
kompetent bewältigt, stets muss auch der Kunde in
adäquater Weise kooperieren. Die aktive Mitwir-
kung des Kunden ist für soziale Dienstleistungen
konstitutiv und wird unter dem Terminus der ‚Ko-
produktion gefasst“ (Bundesagentur für Arbeit
2010: 36).7
Damit es zur Koproduktion einer Dienstleistung
nach den Regelungen des SGB II kommt, müssen
die vom Jobcenter bereitgehaltenen Dienstleistungs-
angebote in der Interaktion mit der Kundin in eine
individuelle Handlungsstrategie eingebunden wer-
den. Dies geschieht im Rahmen eines weiteren
Dienstleistungsangebots des Jobcenters: der Bera-
tungs- und Vermittlungsarbeit. Die Bundesagentur
für Arbeit betrachtet die Beratungs- und Vermitt-
lungsdienstleistungen im Leistungsangebot der Job-
center daher als komplementären Baustein zu den
gesetzlich definierten aktiven Eingliederungsleistun-
gen (Bundesagentur für Arbeit 2013: 33).
Für die Feinsteuerung der Beratungs- und Vermitt-
lungsarbeit, die in der nach dem SGB II asym-
metrisch strukturierten Dienstleistungsinteraktion
zwischen Fachkraft und Kundin stattfindet, gibt die
Bundesagentur für Arbeit den Jobcentern seit 2009
das so genannte 4-Phasen-Modell an die Hand. Es
besteht aus den vier Phasen 1) Profiling, 2) Ziel-
definition, 3) Auswahl einer Handlungsstrategie
und 4) Umsetzen und Nachhalten der ausgewählten
Handlungsstrategie mit der Eingliederungsverein-
barung (dem subordinationsrechtlichen Verwal-
tungsvertrag zwischen Jobcenter und Kundin; vgl.
Bundesagentur für Arbeit 2013): In der ersten Phase
werden Ressourcen und Vermittlungshemmnisse
der Kundin identifiziert und einer Profillage zuge-
ordnet; da diese Profillagen in arbeitsmarktnahe
und -ferne Profillagen differenziert sind, findet
automatisch die Kategorisierung der Kundin als
arbeitsmarktnahe oder -ferne Kundin statt. In der
zweiten Phase wird ein auf identifizierte Vermitt-
lungshemmnisse8 (z. B. Sprachdefizite) bezogenes
Eingliederungsziel ausgewählt (z. B. Qualifizierung),
in der dritten Phase zur Erreichung des Einglie-
derungsziels die notwendige Handlungsstrategie
(z. B. Sprachkurs) herausgesucht und in der vierten
Phase das Ergebnis in der Eingliederungsverein-
barung festgehalten und zum Ausgangspunkt des
Folgegesprächs gemacht, das in Abhängigkeit von
der zugewiesenen Profillage nach spätestens sechs
Monaten ansteht.
Mit dem EDV-Programm VerBIS, das alle Jobcenter
verwenden, in deren Trägerschaft die Arbeitsagen-
tur eingebunden ist,9 wird die Bearbeitung der
einzelnen Phasen des 4-Phasen-Modells „vergegen-
ständlicht“: Das Programm strukturiert die Jobcen-
ter-Interaktion konsekutiv und sieht vor, dass die
Ergebnisse der einzelnen Phasen in einer digitalen
Akte gespeichert werden. Auf diese Weise rahmt
das EDV-Programm die Interaktion entlang gesetz-
licher und organisationaler Strukturvorgaben; die
gesetzlich bewusst unterbestimmte Dienstleistungs-
beziehung zwischen dem Jobcenter und seinen leis-
tungsberechtigten Kundinnen wird spezifiziert und
als Mitgliedsrollenerwartung an das eigene Per-
sonal herangetragen. Von dort aus kçnnen die Kun-
dinnen, deren Publikumsrolle laut SGB II u. a.
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6 Passive Leistungen sind Leistungen zum Lebensunterhalt
sowie zu den Kosten für Unterkunft und Heizung.
7 Das Zitat entstammt dem Beratungskonzept für den
Rechtskreis des Sozialgesetzbuchs III.
8 Identifizierbare Vermittlungshemmnisse kçnnen in die
digitale Akte eingegeben werden, weil dafür Kategorien
vorgesehen sind. Personenbezogene Informationen, z. B.
ob der Kunde „stinkt“ oder betrunken ist, dürfen nicht
aufgenommen werden und bilden von daher auch keinen
dokumentierbaren Handlungsbedarf.
9 Die zugelassenen kommunalen Träger, die ausschließlich
in der Trägerschaft der Kommune stehen, verwenden eige-
ne EDV-Programme und nicht alle orientieren ihre Dienst-
leistungsinteraktion am 4-Phasen-Modell.
durch unspezifische Mitwirkungsobligenheiten de-
finiert ist, durch die Fachkräfte mit organisationa-
len Erwartungen konfrontiert werden, denen sie
nachkommen müssen, die sie aber auch enttäu-
schen kçnnen. Das durch VerBIS vergegenständ-
lichte 4-Phasen-Modell jedenfalls schematisiert die
Vorgehensweise bei der Koproduktion einer Dienst-
leistung des Jobcenters und absorbiert Unsicherheit.
Mit ihm gibt die Bundesagentur für Arbeit der Job-
center-Interaktion zugleich einen Maßstab an die
Hand, entlang dem die Fachkräfte festlegen kçn-
nen, unter welchen Umständen die Kundin als gute
oder schlechte Kundin gelten soll.
4. Gute und schlechte Kunden
4.1 Personenkategorien als kognitiver
Schematismus
Michael Lipsky (1980) hat auf die moralische Di-
mension von Interaktionen publikumsorientierter
çffentlicher Verwaltungen aufmerksam gemacht.
Seiner Beobachtung zufolge muss das Personal çf-
fentlicher Verwaltungen gesetzliche Vorgaben und
Verwaltungsprogramme mit den individuellen
Klientenerwartungen und -wünschen abgleichen.
Es bewältigt diese Aufgabe innerhalb eines Hand-
lungs- bzw. Ermessensspielraums (discretion), der
von den einzelnen Fachkräften in der Praxis ganz
unterschiedlich genutzt wird. Hierbei stellt die
Schematisierung der Klienten entlang von Stereo-
typen einen „main ‚psychological coping mecha-
nisms“ dar (Wright 2003: 238; auch: Miller 1991;
Hasenfeld 2000; Hall et al. 2003): So existiert ne-
ben der formal-administrativ geregelten Weise,
über Klienten zu sprechen (z. B. in Orientierung an
Leistungsansprüchen), immer auch ihre Kategori-
sierung entlang eines moralischen Schemas von gu-
ten und schlechten Klienten, je nach dem, wie weit
deren Verhalten den Erwartungen der Fachkräfte
entspricht (Wright 2003: 238). Diese Beobachtung
gilt auch für die Interaktionspraxis in den Jobcen-
tern: „Zur Disposition steht (...) nicht nur die Un-
terstützungsberechtigung, sondern mindestens so
sehr die Unterstützungswürdigkeit.“ (Nadai 2006:
63f.; vgl. Ludwig-Mayerhofer et al. 2009: 113ff.)
4.2 Moral als Transformationsmechanismus
Folgt man Niklas Luhmann, dann ist die mora-
lische Kategorisierung der Kundinnen einer büro-
kratischen Dienstleistungsorganisation als gute
oder schlechte Kundinnen hochgradig funktional
für die Bewältigung widersprüchlicher und zugleich
asymmetrisch relationierter Erwartungen aus unter-
schiedlichen Systemkontexten. Luhmann zufolge
erlaubt Moral die Transformation systemischer
Ordnungsvorstellungen – hier: administrative Ziel-
setzungen – in Interaktionserwartungen und erhçht
auf diese Weise die Wahrscheinlichkeit, dass Inter-
aktion Gesellschaft vollzieht. Der hierfür wirksame
Mechanismus ist das binäre Schema von Achtung
und Missachtung. Moral verbindet systemische
Ordnungsvorstellungen mit wechselseitigen Erwar-
tungen in der Interaktion durch den Achtungs-
erweis, der sich darauf bezieht, dass „ein anderer
den Erwartungen entspricht, die man für die Fort-
setzung sozialer Beziehungen voraussetzen zu müs-
sen meint“ (Luhmann 1987: 318, Hervorhebung
C.W.): „Moral gelingt eben nur, wenn es gelingt,
(...) die Bedingungen, zu denen man sich persçnlich
und menschlich auf einen anderen einlassen kann,
zurückzubinden an den Aufbau eines gemeinsamen
Sozialsystems (...), und wenn umgekehrt das Kon-
tinuieren der Operationen eines solchen Systems
nicht unabhängig davon denkbar ist, was die Men-
schen persçnlich voneinander halten und wie sie
wechselseitig die Komplexität und die Entschei-
dungsfreiheit des jeweils anderen in die eigene
Selbstauffassung einbauen“, so Luhmann (1987:
323).
In der funktional differenzierten Gesellschaft kann
die interaktive Rückbindung von Moral an ein ge-
meinsames Sozialsystem nicht länger bloß „auf die
einfache Beziehung von Mensch und Gesellschaft
bezogen“ sein (Luhmann 1987: 318). Interaktionen
sind hier nicht selten in mehrschichtige Funktions-
kontexte eingebunden und erst das Aufgreifen eini-
ger ihrer Strukturelemente und deren Integration in
die Erwartungen des laufenden Interaktionsprozes-
ses stellt funktionale Differenzierung sicher. Somit
lassen sich Moralsysteme unterscheiden, deren
„Gesamtheit der Bedingungen“, nach denen in der
jeweiligen Interaktion „über Achtung und Missach-
tung entschieden wird“ (Luhmann 1987: 319), mit
dem jeweils relevanten Funktionskontext variiert.
Entsprechend folgt die „empirisch vorfindbare Mo-
ral“ in çffentlichen Dienstleistungskontexten weni-
ger einem allgemeinen „Gebot sittlichen Handelns“
(Messmer 2012: 19) als vielmehr politischen, ge-
setzlichen und organisationalen Strukturvorgaben
(ebd.): „Wer beispielsweise aufgrund rechtlicher,
çkonomischer und politischer Vorgaben frist-
gerecht zu einer fachlich vertretbaren und nachvoll-
ziehbaren Entscheidung kommen muss, kann die
institutionellen Determinanten der Entscheidungs-
findung nur bedingt mit den Erwartungen der Ent-
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scheidungsbetroffenen synchronisieren.“ Es bleibt
in çffentlichen Dienstleistungsverwaltungen also
„keineswegs dem Belieben überlassen (...), Themen
als moralisch zu qualifizieren bzw. zu dequalifizie-
ren“ (Luhmann 1987: 323). In diesem Sinne ver-
fügen auch Jobcenter-Interaktionen über eine spezi-
fische Systemmoral, der zufolge sie über die
Verteilung von Achtung und Missachtung entschei-
den. Diese Systemmoral wird über Personenkatego-
rien interaktiv relevant gemacht.
4.3 Angemessene Personenkategorien als
Transformationsinstrument
Für die Transformation systemischer Ordnungsvor-
stellungen der Sozialebenen „Funktionssystem“
und „Organisation“ in Interaktionserwartungen
sind Personenkategorien das zentrale Instrument.
Personenkategorien bündeln in der Interaktion so-
ziale Erwartungen und regulieren interaktive An-
schlussfähigkeit, indem durch sie ein Horizont in-
teraktiver Anschlussmçglichkeiten bereitgestellt
wird (Luhmann 1995). Die Membership Categori-
zation Analysis spricht hierbei von practical infe-
rences und interessiert sich dafür, „how our
knowledge is constitutive of, and provides for, a
moral inferential logic – a logic of moral inference
that is at the same time a moral grounding of
practical inference“ (Jayyusi 1991: 240). Personen-
kategorien sind demnach konstitutiv moralisch
konzipiert und kçnnen im Falle von Erwartungsent-
täuschungen rasch moralisiert werden.
Wichtig herauszustellen ist, dass der moralische
Achtungserweis (oder seine Verweigerung) mit dem
Gebrauch angemessener – nicht: richtiger – Per-
sonenkategorien korrespondiert: Personenkatego-
rien sind stets Konstruktionen der Interaktion, die
sie verwendet. Danach kann „the same person (...)
be correctly described as a mother, a daughter, an
American, a Catholic, a university professor, a wife,
a socialist, a scientist, a pro-choicer, etc.“, ohne
dass alle diese richtigen Beschreibungen dem Er-
wartungshorizont des Interaktionskontextes ange-
messen wären (Jayyusi 1991: 237, Herv. C.W.; vgl.
Antaki & Widdicombe 1998: 2). Daher gilt laut
Jayyusi (1991: 240, Herv. C.W.; vgl. Jayyusi 1984:
35): „What description is usable and intelligible in
context is embedded in an appraisal of relevance,
point, task at hand, recipient etc. – the description
here is co-fitted to the appraisal, a feature of it.“
5. Moralische Personenkategorien der
Jobcenter-Interaktion
5.1 Der gute / schlechte Kunde in der Jobcenter-
Interaktion
Ob ein Jobcenter-Kunde in der Interaktion mit der
Jobcenter-Fachkraft als guter Kunde gilt, hängt we-
sentlich davon ab, wieweit er die Erwartungen, die
mit der Leistungsrolle „Kunde des Jobcenters“ ver-
knüpft sind, aus Sicht der Fachkraft erfüllt. Wenn
Fachkräfte in Experteninterviews von guten Kun-
den sprechen (z. B. in Ludwig-Mayerhofer et al.
2009), meinen sie hinsichtlich der praktischen Job-
center-Interaktion aus Sicht der Konversationsana-
lyse, „dass Sequenzen ungestçrt ihren Lauf nehmen
und alle Beteiligten (...) ihre Äußerungen derart ent-
werfen, dass Anschlüsse innerhalb der Regeln pro-
blemlos mçglich sind“ (Hitzler 2012: 79).10 Mit
den Ergebnissen einer konversationsanalytische
Studie von Jobcenter-Interaktionen an der Hildes-
heimer Universität lässt sich die diese Definition
der moralischen Personenkategorie „guter Kunde /
schlechter Kunde“ zumindest bekräftigen. Die
Studie fand heraus, dass „diverse kommunikative
Praktiken (...) dazu beitragen, die Gespräche trotz
vielfältiger Mçglichkeiten von Irritationen, Stçrun-
gen, Frustrationen und emotionaler Involviertheit
mçglichst stçrungsfrei ablaufen zu lassen“ (Bçhrin-
ger et al. 2012: 242). Auf dieser Folie lässt sich
auch die Moralisierung des Kundenverhaltens als
eine kommunikative Praxis begreifen, die gegen-
über dem Kunden sein Verhalten dann thematisiert,
wenn es „den institutionellen Erwartungen nicht
entspricht“ (Messmer 2012: 18):11 Der Kunde wird
zum schlechten Kunde, zum ‚Stçrenfried im ge-
wünscht reibungslosen Ablauf der Dienstleistungs-
interaktion (vgl. Maeder 1997).
Eine solche Systemmoral, der zufolge derjenige
Kunde geachtet wird, der sich für den Interaktions-
verlauf als problemloser Kunde erweist, ist durch
die asymmetrische Rollenbeziehung zur Fachkraft
sozialstrukturell untermauert. In Jobcenter-Inter-
aktionen sind die institutionellen Erwartungen an
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10 Zum unterschiedlichen Status von Daten, die durch In-
terviews und die durch Gesprächsaufzeichnungen gewon-
nen wurden, siehe die Ausführungen von Bergmann
(1985).
11 Die explizite Benennung von Erwartungen kann aller-
dings auch ohne Moralisierung der Personenkategorie re-
levant werden, z. B. wenn neue Kunden über das Verwal-
tungsprozedere oder Erwartungen des Gesetzgebers
aufgeklärt werden (hierzu am Beispiel des Hilfeplange-
sprächs Hitzler 2012: 89ff.).
den Kunden primär durch seine gesetzlich unterbe-
stimmten Mitwirkungspflichten definiert: Seine
Leistungsberechtigung hängt nicht nur von seiner
finanziellen und materiellen Hilfebedürftigkeit ab,
sondern ebenso von seiner Bereitschaft, im Rahmen
einer asymmetrischen Rollenbeziehung zur Fach-
kraft, aktiv an seiner Erwerbsintegration mitzuar-
beiten und gemeinsam mit der Fachkraft die Kopro-
duktion einer zielführenden Dienstleistung des
Jobcenters zu realisieren: Eine vorgeschlagene Ein-
gliederungsstrategie der Fachkraft gilt es positiv
aufzunehmen und in der Eingliederungsverein-
barung durch Festschreiben konkreter „Eigenleis-
tungen“ zu verifizieren. Bei Verstçßen gegen die
vertragliche Absprache hat der Gesetzgeber Sank-
tionen in Form von Leistungskürzungen nach §§ 31
bis 32 SGB II vorgesehen.
Im folgenden Fallbeispiel hat sich der Kunde in der
Vergangenheit als schlechter Kunde erwiesen und
erhält nun die Chance, sich zum guten Kunden zu
wandeln: Der junge Mann von ca. 18 Jahren hat
eine 100%-Sanktion (Streichung der Kosten zum
Lebensunterhalt) erhalten, weil er im Verstoß gegen
eine frühere Eingliederungsvereinbarung mit dem
Jobcenter extensiv die Schule geschwänzt hat und
von dieser entlassen wurde. Von Frau E., der Be-
rufsberaterin der çrtlichen Arbeitsagentur, wurde
ihm jetzt die Teilnahme an einer Maßnahme zur
Berufsvorbereitung mit dem Erwerb des Haupt-
schulabschlusses vorgeschlagen. Der folgende Ge-
sprächsausschnitt stammt aus der Interaktion mit
der zuständigen Jobcenter-Fachkraft, welche die
Zuweisung12 zu der Maßnahme vornehmen muss.
JC 3_FK3_K1; 16:17 min – 17:26 min
1 FK <<Druckergeräusche im Hintergrund> hçrn sie
sie haben schwEIN dass frau
2 e sich noch ma: (2) druff einlässt =det wissen se
selber
3 K ja ick hatte mich ja LETZtes jahr schon jemeldet
bei ihr
4 FK ja (–) weiß=ick (-) aber (.) sie ham ja denn och
nich gerade (1)
5 <<Tackergeräusche> jeGLÄNzt in der zwischen-
zeit ne?
6 K =ja
7 FK deswegen sage ick (2) <<Schreibgeräusche> ham
se schwein=aber jut? (.) die
8 zweite chance sei ihnen jeGÖNnt hoffen wa dass
sies dies ma nich wieder
9 <leiser> verBOcken
10 K =nee=nee (.) dies mal nicht
11 FK (–) ick werd FUChsig sie wissen det
12 K =jaja
13 FK <<Hintergrundgeräusche> und denn ham sie:
keen spa:ß und ick och: nich (2)
14 <<Hintergrundgeräusche> in der neuen
[EINgliederungsvereinbarung
15 K [MHm
16 FK (–) die bezieht sich jetzt NUR auf die BERUFs-
vorbereitung (.) ja? (.) dit heißt 17
wir machen een strich unter allet wat bis DAto
war? (2) machen den plan für 18
den zeitraum ab sepTEMber mit der notwendi-
gen VORbereitung
19 <<Auslassungen>> und im nächsten Jahr haben
wir sie inna ausbildung und
20 FErtig
21 K =genau
LautMembership Categorization Analysis sind Per-
sonenkategorien erst dann für die Analyse von Be-
deutung, wenn sie durch Anschlüsse interaktiv rele-
vant gemacht werden und einen sichtbaren Effekt
auf die weitere Entwicklung der Interaktion haben
(Antaki & Widdicombe 1998: 5; Widdicombe
1998: 196). Im obigen Beispiel wird diese Relevanz
vor allem dadurch hergestellt, dass der Kunde seine
Kategorisierung als schlechter Kunde durch die
Fachkraft wegen seines früheren Verhaltens akzep-
tiert. Im Laufe des Gesprächsausschnitts erfolgt der
Sprecherwechsel von der Fachkraft zum Kunden
stets unmittelbar und ohne Zeitverzçgerung; der
Kunde signalisiert auf diese Weise vçllige Überein-
stimmung mit der Fachkraft: Er stimmt ihr ange-
sichts seines früheren Verhaltens als schlechter
Kunde unverzüglich zu (Zeilen 5 und 6); gelobt
rasch und dialektfrei Besserung (=nee=nee (.) dies
mal nicht); und er ist mit der Handlungsstrategie,
die ihm die Fachkraft vorschlägt (Zeilen 19–20) so-
fort einverstanden. Als die Fachkraft eine neue Ein-
gliederungsvereinbarung ankündigt, signalisiert er
gleich seine Übereinstimmung in einer überlappen-
den Äußerung (Zeile 15).
Interessant ist nun, dass die von den Interagieren-
den übereinstimmend verwendeten Personenkate-
gorien „guter Kunde / schlechter Kunde“ in einer
zeitlichen Abfolge angeordnet sind: Indem die Inter-
aktionspartner an die moralisierte Kategorisierung
des Kunden als jemanden anschließen, der in der
Vergangenheit notorisch gegen institutionelle Er-
wartungen verstoßen hat, in der Gegenwart aber
besser Einsicht zeigt und sich zukünftig im Sinne
der Erwartungen der Fachkraft verhalten will, er-
çffnen sich beiden Seiten neue Handlungsoptionen
(practical inferences): Der Kunde kann seinen Sin-
neswandel äußern (Zeile 10) und auf diese Weise
zum guten Kunden werden; die Fachkraft kann ihm
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12 In den Jobcentern wird von einer „Zuweisung“ gespro-
chen, wenn die Fachkraft der Kundin z. B. den Zugang zu
einer Maßnahme ermçglicht oder einen Bildungsgutschein
an sie ausgibt.
sein Fehlverhalten nachsehen, ihm eine „zweite
Chance gçnnen“ (Zeile 7–8), unter sein bisheriges
Verhalten „einen Strich machen“ (Zeile 17) und
ihm eine Eingliederungsstrategie zur zukünftig rei-
bungslosen Zusammenarbeit im Sinne der System-
moral anbieten. Damit funktionieren die Anwen-
dungsregeln (rules of applications), nach denen die
Re-Kategorisierung vom schlechten zum guten
Kunden vorgenommen wird, im Rahmen eines de-
velopment device, mit dem Personen auf einem Ent-
wicklungspfad entsprechend ihrer „Fortschritte“
folgenreich positioniert werden (vgl. Sacks 1974;
Hester 1998).13
Der Kunde ist nun wieder in der Position des guten
Kunden. Die durch sein früheres Fehlverhalten ge-
stçrte Balance des Fçrderns und Forderns, in deren
Rahmen Organisations- und Kundenerwartungen
miteinander verknüpft und in der zielführenden Ko-
produktion einer Dienstleistung des Jobcenters
münden sollen, ist wieder hergestellt. Das develop-
ment device hat eine kommunikative Reparatur-
arbeit ermçglicht, die im Anschluss an Wolfgang
Ludwig Schneider (2004) als Struktursicherungs-
operation bezeichnet werden kann: „Struktursiche-
rungsoperationen“ (Schneider 2004: 361) finden
statt, „um die Kommunikation in den Bahnen eines
Aktivitätstypus zu halten, aus dem sie auszubre-
chen droht (bzw. um zu verhindern, dass sie auf ei-
nen bestimmten, bisher nicht prozessierten Aktivi-
tätstypus einschwenkt)“ (Schneider 2004: 362).
Der anschließende Gesprächsausschnitt zeigt, dass
sich die Fachkraft nicht zufällig an dieser Stelle des
Gesprächs darum bemüht, gemeinsam mit dem
Kunden dessen Wandlung vom schlechten zum gu-
ten Kunden zu vollziehen: Damit die Fachkraft ge-
meinsam mit dem Kunden eine über das 4-Phasen-
Modell gesteuerte individuelle Handlungsstrategie
entwickeln kann, muss sie die Kooperationsbereit-
schaft des Kunden voraussetzen. Sie gebraucht die
Personenkategorie „guter Kunde“ als eine angemes-
sene Personenkategorie und verwendet sie als An-
knüpfungspunkt für ihren nächsten Handlungs-
schritt (practical inference), den Abschluss einer
neuen Eingliederungsvereinbarung. Weil sich der
Kunde in der Vergangenheit als vertragsbrüchiger
Kunde erwiesen hat, zukünftige Kooperationsver-
einbarungen jedoch ein gewisses Maß an Vertrauen
in seine Bereitschaft erfordert, sich den vereinbar-
ten Bedingungen zu unterwerfen (vgl. Schmalz-
Bruns & Zintl 2002), leistet die Fachkraft für die
„Wandlung“ des Kunden einen erheblichen inter-
aktionistischen Aufwand. Mit der anschließenden
Eingliederungsvereinbarung, deren Inhalt die Fach-
kraft dem Kunden vorliest, wird der Erfolg der
Struktursicherungsoperation durch die „Kunden-
Wandlung“ gleichsam bekräftigt:
JC 3_FK3_K1; 17:26 min – 18:13 min
22 FK (–) ZIel (–) ist die teilnahme an der BERUFsvor-
bereitung (–) zum erwerb
23 des hauptschulabschlusses=daZU von unserer
seite (.) die einschaltung (.) der 24
beRUFSberatung (.) die rechnen dit mit uns ab
<<Auslassung formaler
25 Erläuterungen>> mit den MITwirkungsPFLICH-
Ten (.) einhaltung der (–)
26 termine mit dem TRÄger (–) AKtive mitARbeit
27 K =ja
28 FK KEIne unentschuldigten FEHLzeiten (-) RECHt-
zeitiger nachweis der (.)
29 fehlzeiten die entSCHUKdigt sind=also wenn sie
krank sind (–) GLEIch
30 anrufen bis morgens um neun (–) krankenschein
innerhalb von drei tagen zum
31 träger (–) rechtsfolgen (–) <<Rascheln> sind kla:r
32 K =ja
Die Ausführung der Mitwirkungspflichten und die
unverzügliche Kundenreaktion zeigen, dass die ko-
produktive Entwicklung einer individuellen Einglie-
derungsstrategie für den Kunden weitergeführt
wird. Der Hinweis auf die Rechtsfolgen (Zeile 31)
fungiert als Sanktionsdrohung für (schlechte) Kun-
den, die mçglicherweise gegen vertraglich verein-
barte Mitwirkungspflichten verstoßen; die gleich-
bleibende und gedehnte Intonation des Satzendes
„rechtsfolgen (–) <<Rascheln> sind kla:r“ macht
deutlich, dass die Fachkraft hier eher eine Feststel-
lung als eine Frage formuliert, damit auf das ver-
gangene Verhalten des Kunden anspielt und diesen
indirekt vor einem Vertragsbruch warnt. Mit dieser
expliziten und reflexiven Fehlermarkierung durch
ausdrückliches Benennen derjenigen Richtigkeits-
bedingungen, unter denen sich der Kunde als guter
Kunde erweisen soll, findet die Struktursicherungs-
operation nach den Regeln des development device
im Beobachtungsmodus zweiter Ordnung statt
(Schneider 2004: 262f.).
5.2 Der Wille zum Wollen: Die moralische
Kundenkategorie der Jobcenter-Interaktion
Ein guter Kunde der Jobcenter-Interaktion fügt sich
reibungslos in den Prozess der Koproduktion einer
Jobcenter-Dienstleistung ein. Lässt sich darüber hi-
naus ein inhaltlicher Kern dieser moralischen Per-
sonenkategorie identifizieren? Dieser Frage gehen
die Überlegungen im vorliegenden Abschnitt nach.
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13 Bei Hester (1998) fungiert das life-stage device als ein
Anwendungsfall des development device.
Ihren empirischen Anknüpfungspunkt finden sie in
der Beobachtung, dass der interaktionistische Auf-
wand, den die Fachkraft mithilfe der Personenkate-
gorien „guter Kunde / schlechter Kunde“ betreibt,
nicht nur auf die Reparatur der Austauschbeziehung
abzielt. Es geht der Fachkraft nicht nur darum, den
Kunden zur Koproduktion einer Eingliederungs-
strategie zu bewegen. Sie will eine bestimmte Ein-
gliederungsstrategie durchsetzen und auf diese
WeiseOrganisationserwartungen, die der interaktiv
relevanten Logik der Koproduktion einer Dienst-
leistung widersprechen, mithilfe angemessener Per-
sonenkategorien interaktiv anschlussfähig machen.
Die Rekonstruktion dieses Zusammenhangs im
Fallbeispiel setzt bei der Antwort des Kunden in
Zeile 3 an:
JC 3_FK3_K1; 16:17 min – 16:38 min
1 FK <<Druckergeräusche im Hintergrund> hçrn sie
sie haben schwEIN dass frau 2
e sich noch ma: (2) druff einlässt =det wissen se
selber
3 K ja ick hatte mich ja LETZtes jahr schon jemeldet
bei ihr
4 FK ja (–) weiß=ick (-) aber (.) sie ham ja denn och
nich gerade (1)
5 <<Tackergeräusche> jeGLÄNzt in der zwischen-
zeit ne?
Der Kunde antwortet auf die Anmerkung der Fach-
kraft, die neue Chance habe er der Großzügigkeit
von Frau E. zu verdanken, mit dem Hinweis, er
habe sich „ja LETZtes jahr schon jemeldet bei ihr“.
Damit nimmt er mçglicherweise auf Anmeldefris-
ten Bezug, die er eingehalten habe, weswegen Frau
E. ihm nun einen Platz in der Maßnahme zur Be-
rufsvorbereitung bereitstelle. Der Kunde scheint
den Grund für seinen Zugang zur Maßnahme je-
denfalls weniger in der Großzügigkeit von Frau E.
zu sehen, als vielmehr darin, formalen Kriterien ge-
folgt zu sein. Zumindest versteht er im dokumen-
tierten Gesprächsausschnitt nicht gleich, dass er die
Zuweisung als informale und freundliche Zuwen-
dung begreifen und sich der Fachkraft gegenüber
als dankbarer und wandlungsbereiter Kunde zeigen
soll.
Die Relevanz eines formalen Interaktionskontextes
für das Teilnahmeangebot an den Kunden wird in
den noch einmal dargestellten Ausführungen zur
Eingliederungsvereinbarung von der Fachkraft indi-
rekt bestätigt:
JC 3_FK3_K1; 17:26 min – 17:57 min
22 FK (–) ZIel (–) ist die teilnahme an der BERUFsvor-
bereitung (–) zum erwerb
23 des hauptschulabschlusses=DAzu von unserer
seite (.) die einschaltung (.) der 24
beRUFSberatung (.) die rechnen dit mit uns ab
<<Auslassung formaler
25 Erläuterungen> mit den MITwirkungsPFLICH-
Ten (.) einhaltung der (–)
26 termine mit dem träger (–) AKtive mitARbeit
Die Bemerkung der Fachkraft „die rechnen dit mit
uns ab“ (Zeile 24) verweist auf eine formalisierte
und institutionelle Dienstleistungsbeziehung zwi-
schen Jobcenter und Frau E. von der Berufsbera-
tung: Das Jobcenter kauft die Leistungen der Be-
rufsberatung ein; Frau E. ist vom Jobcenter
beauftragt, sich zielführend im Sinne des SGB II um
dessen Kundinnen zu kümmern. Diese Dienstleis-
tungsbeziehung zwischen Jobcenter und Berufs-
beratung gehçrt in einen arbeitsmarktpolitischen
Zusammenhang, der den gesamten SGB II-Rechts-
kreis vom Sozialgesetzbuch über das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales, die Bundesagentur
für Arbeit und ihre Regionaldirektionen bis zum
einzelnen Jobcenter einbezieht.
So sieht der Gesetzgeber, um Jugendarbeitslosigkeit
mçglichst nachhaltig zu bekämpfen, mit § 3 Abs. 2
SGB II vor, „[e]rwerbsfähige Leistungsberechtigte,
die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
... unverzüglich nach Antragstellung auf Leistungen
nach diesem Buch in eine Ausbildung oder Arbeit
zu vermitteln. Kçnnen Leistungsberechtigte ohne
Berufsabschluss nicht in eine Ausbildung vermittelt
werden, soll die Agentur für Arbeit darauf hinwir-
ken, dass die vermittelte Arbeit auch zur Verbes-
serung ihrer beruflichen Kenntnisse und Fähig-
keiten beiträgt.“ Mit ihrem geschäftspolitischen
Handlungsfeld „Jugendliche in den Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt integrieren“14 schließt die Bun-
desagentur für Arbeit, in Absprache mit dem Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales, unmittelbar
an die gesetzliche Priorisierung von Ausbildungs-
mçglichkeiten für Jugendliche an.
In diesem Geiste hat die Regionaldirektion, der das
untersuchte Jobcenter direkt unterstellt ist, in Ko-
operation mit dem entsprechenden Bundesland ein
Zukunftsprogramm mit dem Teilprojekt „Jugend in
Arbeit“ entwickelt, das die „Ausrichtung von be-
rufsvorbereitenden Maßnahmen für Jugendliche
auf produktionsorientierte Tätigkeiten“ vorsieht“
(Integrations- und Arbeitsmarktprogramm [IAP]
des untersuchten Jobcenters). Das IAP des Jobcen-
ters engagiert sich an diesem Programm durch seine
„Beteiligung an speziellen Maßnahmen (...) um
mçglichst allen Jugendlichen eine Perspektive nach
der Schule aufzuzeigen“.
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vorstandsbrief-der-ba-planung–2013
Diese arbeitsmarktpolitischen Anstrengungen, die
in das IAP des Jobcenters eingearbeitet sind, wer-
den dort durch festgesetzte Integrationsquoten für
Jugendliche vervollständigt: So hat das untersuchte
Jobcenter eine quantifizierte Zielsetzung zu bedie-
nen, wonach laut IAP der „Anteil unversorgter Be-
werber (Verhältnis unversorgte Bewerber zu gemel-
deten Bewerbern)“ weiter gesenkt werden soll. Das
Jobcenter hat deshalb Maßnahmen eingekauft, die
den Jugendlichen bei ihrem Weg in Ausbildung und
Arbeitsmarkt helfen sollen. Eingekaufte Maßnah-
men sind für eine bestimmte Teilnehmerzahl reser-
viert, üblicherweise im Vorfeld bereits bezahlt und
daher nach Mçglichkeit vollzählig zu besetzen. Der
Leiter der Controllingabteilung eines anderen Job-
centers hat es15 so ausgedrückt: „Es macht keinen
Sinn, eine Maßnahme einzukaufen, zu bezahlen
und die Kunden finden nicht da hin. (...) Die Maß-
nahme ist bezahlt und die muss ausgelastet wer-
den.“
Es gehçrt zu den Aufgaben der Fachkräfte, die Aus-
lastung bereits eingekaufter Maßnahmen durch die
Zuweisungen passender Kunden im Blick zu haben.
Der junge Mann aus dem diskutierten Fallbeispiel
ist ein exakt passender Kunde für die Maßnahme
der Berufsvorbereitung mit Erwerb des Hauptschul-
abschlusses. Wie ihm die Fachkraft in den ersten
fünf Minuten des Gesprächs16 erläutert, handelt es
sich bei dieser nämlich um eine Maßnahme mit so-
zialpädagogischer Begleitung, „die Ihnen per-
manent auf’n Sack geht, wenn Sie wieder fehlen,
(...) und die hat natürlich dann auch einen sehr kur-
zen Draht zu mir und mit Frau E.“. Der Kunde gilt
demnach als geeignet für die Maßnahme, weil er
ein schlechter Kunde ist, der sich erfahrungsgemäß
sehr unwillig in eine koproduktive Dienstleistungs-
beziehung mit dem Jobcenter begibt. Aus der Per-
spektive der Jobcenter-Organisation liegt für die
Fachkraft und Frau E. von der Berufsberatung sehr
nahe, dem jungen Mann die Maßnahme zur Berufs-
vorbereitung anzubieten, und zwar nicht, obwohl
er ein schlechter Kunde ist, sondern weil er ein
schlechter Kunde ist: Das Dienstleistungsangebot
wird vom Jobcenter auf dem Hintergrund politischer
Zielsetzungen vorgehalten für (schlechte) Kunden
unter 25 Jahren ohne Hauptschulabschluss, die sich
in der Dienstleistungsbeziehung zum Jobcenter als
unzuverlässig erwiesen haben.
Dieses Dienstleistungsangebot kann von der Fach-
kraft gegenüber diesem Kunden jedoch nicht in der
„Sprache“ der Organisationserwartung kommuni-
ziert werden:17 Eine Dienstleistung angeboten zu
bekommen, weil man ein schlechter Kunde ist, wi-
derspräche der Logik der Jobcenter-Interaktion, die
für ihren reibungslosen Verlauf auf Kunden ange-
wiesen ist, die sich problemlos in das Prozedere der
koproduktiven Entwicklung einer individuellen
Handlungsstrategie nach den Vorstellungen der
Fachkraft einfügen. Der schlechte Kunde darf also
auf keinen Fall den Eindruck gewinnen, er hätte
ohne seine Wandlung zum guten Kunden gegenüber
der Fachkraft gleichsam eine Art Anrecht auf die
Teilnahme an der Maßnahme; damit verlçre die
Fachkraft ihren Vertragspartner und also ihre
Handlungsfähigkeit nach SGB II und 4-Phasen-Mo-
dell. Erst wenn der schlechte Kunde zeigt, dass er
zukünftig die reibungslose Koproduktion des Dienst-
leistungsprodukts mit der Fachkraft will, kann die
Fachkraft mit ihm eine Eingliederungsvereinbarung
über seine Teilnahme an der Maßnahme abschlie-
ßen, die das Jobcenter für einen Kunden wie ihn
längst bereithält.
Der Systemmoral der Jobcenter-Interaktion zufolge
ist ein guter Kunde also einer, der sein Wollen der
Zielsetzung des Jobcenters – und damit der Jobcen-
ter-Fachkraft – unterordnet. Es ist die Fachkraft,
die aufgrund der durch das SGB II festgeschriebe-
nen asymmetrischen Rollenstruktur „does actually
define standards for the language, the tongue, by
which the client is supposed to commit himself in
his translation of the contractual duties“ (Aker-
strom Andersen 2004: 286). Des Kunden Wille
zum Wollen (Akerstrom Andersen 2008: 77) bildet
also nicht zufällig den Kern dessen, was mit der
Personenkategorie „guter Kunde“ inhaltlich ge-
meint ist: Die Personenkategorie wird durch diese
inhaltliche Füllung zur Gelenkstelle, über welche
die Organisationserwartungen der Arbeitsverwal-
tung in Interaktionserwartungen transformiert und
– trotz der unterschiedlichen Logiken der beiden
Sozialebenen und wegen des Kunden „Beweglich-
keit“ – interaktiv anschlussfähig werden.
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15 Im Rahmen eines Experteninterviews im von der Ver-
fasserin bearbeiteten DFG-Projekt.
16 Diese ersten Gesprächsminuten sind hier nicht transkri-
biert abgebildet.
17 Was nicht heißen soll, dass dies in jeder Jobcenter-Inter-
aktion der Fall sein muss. Hat sich die Kundin bereits als
gute Kundin erwiesen, kann die Fachkraft Erwartungen
der Jobcenter-Organisation „gefahrlos“ ansprechen, in-
dem sie die Kundin z. B. auf bereitgestellte Angebote hin-
weist und diese anbietet.
6. Diskussion
Der vorliegende Text interessiert sich für die Trans-
formation systemischer Ordnungsvorstellungen aus
Politik und Organisation in Interaktionserwartun-
gen durch moralische Personenkategorien am Bei-
spiel von Jobcenter-Interaktionen. Er verortet diese
Interaktionen in ihrem vielschichtigen politischen
und vor allem organisationalen Kontext. Dabei
fragt er nach der Funktion und inhaltlichen Aus-
gestaltung der moralischen Personenkategorien für
die Adressierung von Erwartungen aus diesen Kon-
texten durch die Fachkraft an die einzelne Kundin.
Bezüglich der Funktion moralischer Personenkate-
gorien zeigt der Text, dass Personenkategorien
moralisiert werden kçnnen, sobald die Kundin die
Erwartungen der Fachkraft enttäuscht. Das vorge-
stellte Fallbeispiel verdeutlicht, wie ihre Wandlung
vom schlechten zum guten Kunden als Struktur-
sicherungsoperation fungiert und den Fortbestand
der über das SGB II und das 4-Phasen-Modell
strukturierten Jobcenter-Interaktion ermçglicht. Der
Erfolg dieser Struktursicherungsoperationen steht
dabei notwendig im Zusammenhang mit der inhalt-
lichen Ausgestaltung der moralischen Personen-
kategorie „gute Kundin“ der Jobcenter-Interaktion:
Diese Personenkategorie muss hinsichtlich der Er-
wartungen, die sie bündelt, für die Interaktion an-
gemessen sein.
Im Fallbeispiel ging es darum, einander widerspre-
chende Organisations- und Interaktionserwartun-
gen soweit miteinander zu verknüpfen, dass sie an
die Kundin adressiert werden kçnnen: Die Jobcen-
ter-Organisation hält für die verschiedenen Kun-
dengruppen Dienstleistungsangebote bereit und er-
wartet von der Fachkraft deren Zuweisung an
entsprechende Kundinnen. Doch die Erwartungs-
struktur der Jobcenter-Interaktion verträgt sich
nicht mit einer einseitigen Zuweisung eines Dienst-
leistungsangebots an die Kundin oder gar einer Art
Anspruchserwartung der Kundin; sie verlangt nach
einer Kundin, die sich reibungsloses an der Kopro-
duktion einer Dienstleistung des Jobcenters betei-
ligt und einer Eingliederungsvereinbarung über die
Koproduktion der Dienstleistung zustimmt. Es ist
dieser Spagat von einseitiger Zuweisung, um Or-
ganisationserwartungen durchzusetzen, und ko-
operativem Koproduktionsprozess (Interaktions-
erwartungen), der in der Interaktion durch die
angemessene Personenkategorie der guten Kundin
bewältigt wird: Indem diese (kooperativ) will, was
die Jobcenter-Fachkraft (einseitig) von ihr will,
werden die Organisationsvorgaben interaktiv an-
schlussfähig. Die flexible Kundin bildet die Gelenk-
stelle zwischen Organisations- und Interaktions-
erwartungen. Durch sie werden systemische Ord-
nungsvorstellungen in Interaktionserwartungen trans-
formierbar. Um die interaktive Relevanz dieser
Gelenkstelle sicherzustellen, wird die Kundenkate-
gorie zum unverzichtbaren Bestandteil der Bedin-
gungen, nach welchen die Jobcenter-Interaktion
„über Achtung und Missachtung“ entscheidet
(Luhmann 1984: 319).
Eine an der Hildesheimer Universität angesiedelte
Studie, die im Rahmen eines DFG-gefçrderten For-
schungsprojekts Jobcenter-Gespräche mit Kunden
unter 25 Jahren mit der Konversationsanalyse und
der Membership Categorization Analysis unter-
sucht hat (dazu Bçhringer et al. 2012),18 untermau-
ert diese Ergebnisse. Die dortige Studie hat eben-
falls den Charakter einer einseitigen Zuweisung
durch die Fachkraft an den Kunden als „system-
widrige“ und zu vermeidende Interaktionsstrategie
herausgearbeitet. Der beobachtbare interaktive
Aufwand ziele auf die Herstellung einer Koopera-
tionsbeziehung und widerspreche „einer Kategori-
sierung der Beteiligten als amtlicher Entscheider
und Entscheidungsbetroffene“ (Müller & Wolff
2012: 81): „Angestrebt wird ... eine Beziehung, in
der P und K gemeinsam die Probleme von K lçsen,
etwa wie in einer Beratung oder Therapie. (...) ‚Ent-
scheiden und Befolgen wäre dann ein Interaktions-
muster, das nicht erwünscht ist“, so Müller &
Wolff (2012: 83).19 Vor diesem Hintergrund werde
die Eingliederungsvereinbarung „gleichsam freiwil-
lig unfreiwillig vom Kunden abgeschlossen“ (Mül-
ler &Wolff 2012: 80).
Ein ähnliches Verhältnis zwischen Fachkräften und
Kundinnen beobachtet Sarah Hitzler (2012: 91) in
ihrer konversationsanalytischen Untersuchung von
Interaktionen mit Jugendamts-Fachkräften, Eltern
und ihren Kindern in Hilfeplangesprächen im
Rechtskreis des SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe)
als „abwartend-passive Haltung“ der Kundinnen:
„Der klientele Beitrag zur Aufrechterhaltung des
strukturellen Konsenses erschçpft sich (vor allem
zu Beginn der Eingangsgespräche, aber tendenziell
auch in anderen Gesprächen) denn auch in koope-
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18 Sie ist die erste Studie, die sich mehr als 50 Jobcenter-
Interaktionen durchgängig mit den Instrumenten der Kon-
versationsanalyse durchgeschaut hat und die Struktur der
Jobcenter-Interaktion nicht auf die Selbstauskünfte von
Fachkräften stützt (wie z. B. bei Ludwig-Mayerhofer
2009).
19 Es ist ein Interaktionsmuster, dass „aber manchmal
doch zustande kommt, wenn K nicht ‚mitspielt“ (Bçhrin-
ger et al. 2014: 83).
rativem Verhalten und der Erfüllung konditioneller
Relevanzen.“
Über diese Beobachtung hinaus ist Hitzlers Aus-
einandersetzung mit Fragen nach der Relevanz und
dem methodologischen Status von Kontextdaten
für die Analyse institutionell gerahmter Interaktio-
nen und damit verknüpften methodologischen He-
rausforderungen für die hier geschilderten Über-
legungen instruktiv. So kritisiert Hitzler eine
Grundregel der reinen Konversationsanalyse, wo-
nach keine anderen als im Gespräch vorfindbaren
Daten für die Analyse herangezogen werden dür-
fen.20 Anders als die Hildesheimer Forscher/innen,
die betonen, dass „Gespräche nur durch die koope-
rativen und aufeinander abgestimmten Aktivitäten
der Teilnehmer/innen ihre institutionelle Identität
gewinnen“ und es einen „Kategorienfehler“ bedeu-
ten würde, „wollte man versuchen, das Handeln
der Teilnehmer/-innen als ‚Antwort oder ‚Reaktion
auf einen gegebenen Kontext (oder eine andere
denkbare ‚unabhängige sozial-strukturelle Variable
zu erklären“ (Bçhringer 2012: 24), hält Hitzler
„die Nichtsichtbarkeit eines Phänomens“ für einen
unzureichenden „Hinweis auf seine fehlende Rele-
vanz“ (Hitzler 2012: 259) und schlägt die Unter-
suchung von Krisensituationen im Sinne Harold
Garfinkels (1984) vor: Wenn „nicht eindeutig gesi-
chert ist, dass alle Beteiligten hinreichend über die
erwarteten Abläufe im Bilde sind“ sei es für sie
„ratsam, diese zu explizieren“ (Hitzler 2012: 95).
Vor diesem Hintergrund plädiert sie dafür, Hin-
weise auf Kontextelemente im transkribierten Ge-
sprächsmaterial durch Daten aus z. B. Interviews,
Organisationsentscheidungen oder gesetzlichen Re-
gelungen zu unterfüttern, um sie stärker zu plausi-
bilisieren: „Gleichzeitig sollte dieses Wissen jedoch
nicht dazu führen, dass Aktivitäten von Kontext-
variablen aus erklärt werden. Auch die Beteiligten
kçnnen in Bezug auf relevante Kontexte immer nur
situierte Hypothesen aufstellen und ihre Handlun-
gen an diesen ausrichten.“ (Hitzler 2012: 260)
Für eine systematischer berücksichtigte Einbettung
der Jobcenter-Interaktion in ihre hochkomplexe
Umwelt kann sich die Analyse in dem hier vertrete-
nen Ansatz jedoch nicht ausschließlich auf die mi-
krosoziologische Konversationsanalyse beziehen.
Vielmehr erscheint hier der Rückgriff auf eine Ge-
sellschaftstheorie im Sinne der Luhmann’schen Sys-
temtheorie hilfreich, weil diese die systematische
Fokussierung funktional spezifischer Interaktion im
analytischen Rahmen einer Theorie der Ebenendif-
ferenzierung ermçglicht.21 Zwar begreifen sowohl
Konversationsanalyse als auch Systemtheorie Inter-
aktionen als autonome Kommunikationssysteme,
die selbst entscheiden, auf welche Weise sie den so-
zialen, sachlichen und zeitlichen Kontext, in den sie
eingebettet sind, relevant machen wollen (Schneider
2004: 368). Im Unterschied zur Konversationsana-
lyse interessiert sich die Systemtheorie darüber hi-
naus jedoch für „die Systembildungsebene der Ge-
sellschaft und die Typus ihrer Differenzierung in
primäre Teilsysteme“ (Schneider 2004: 367). We-
gen einer ihrer Grundannahmen, wonach funktio-
nale Differenzierung bis in die unmittelbare Inter-
aktion hinein wirksam werden muss, weil sich
Gesellschaft weitgehend über Interaktion vollziehe
(Luhmann 1972, 1975), bietet die Analyse von
Jobcenter-Interaktionen in Organisationen des Poli-
tiksystems zum einen „einen aussichtsreichen Aus-
gangspunkt für die Rekonstruktion von strukturellen
Eigentümlichkeiten funktionssystemischer Kommu-
nikation“ (Schneider 2004: 367). Zum anderen las-
sen sich von hier aus und über die Rekonstruktion
gesetzlicher, programmatischer und organisationa-
ler Reformen vom klassischen Wohlfahrtsstaat zum
aktivierenden Sozialstaat (z. B. Dingeldey 2005) hi-
naus Wandlungen im Verhältnis des Politiksystems
zu seinem Publikum untersuchen.
Es ist sicher kein Zufall, dass der dänische Sozio-
loge Niels Akerstrom Andersen die Relevanz der
von uns herausgearbeiteten Personenkategorie vom
guten Jobcenter-Kunden, der will, was die Fach-
kraft von ihm will, in verschiedenen managerial
verfassten çffentlichen Dienstleistungsorganisatio-
nen verschiedener Staaten wie Dänemark, Großbri-
tannien oder Neuseeland beobachtet hat. Bezüglich
der für die Kundinnen managerialer Dienstleis-
tungsorganisationen vertraglich regulierten Hand-
lungsmçglichkeiten konstatiert er (Akerstrom An-
dersen 2004: 282): „As a contract the social
contract is voluntary, but if the clients do not par-
ticipate in the creation of a contract, the adminis-
tration is forced to meet them with an administra-
tive act. With the contract, the client receives an
offer to take on the position as empowered subject
but is degraded to client as soon as he or she de-
clines the offer.“ Diese Vertragsbeziehung, die man
mit der subordinationsrechtlich verfassten Einglie-
derungsvereinbarung auch im Rechtskreis des SGB
II findet, reflektiert den strukturellen und semanti-
schen Umbau des Staatsbürgerschaftskonzept von
citizenship zu contractualism (vgl. Weinbach 2012),
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20 Dazu Bergmann (2006); Überblick und kritische Aus-
einandersetzung bei Hitzler (2012: 257ff.).
21 Zu Luhmanns Theorie der Ebenendifferenzierung siehe
z. B. Tyrell (2006: 296).
wie er in den 1980er Jahren vor allem in den angel-
sächsischen Ländern – mit Folgen für den Rest der
westlich geprägten Welt – angestoßen wurde: „Citi-
zenship, for its part, provides the rationale for state
action to secure ‚social entitlements seen to be fun-
damental to a fulfilling role as a citizen. Mutual ob-
ligation, the flashiest if not the newest kid on the
block, re-works the old adage about the relation-
ship between rights and responsibilities.“ (Carney
& Ramia 2001: 11)
Dieses neue Staatsbürgerschaftskonzept auf allen
drei Sozialebenen – Politiksystem, Staatsorganisa-
tion und Behçrdeninteraktion – empirisch zu unter-
suchen und deren Verschränkungen und Verschrän-
kungsmechanismen herauszuarbeiten, erçffnet der
Politischen Soziologie, hier verstanden als Soziologie
politischer Inklusion (Stichweh 1998), ein interessan-
tes Forschungsfeld. Üblicherweise vernachlässigte
mikrosozial wirksame Inklusionsmechanismen wie
Personenkategorien kçnnen dabei, über die Unter-
suchung von policy, polity und einer Implementa-
tionsperspektive hinaus, auf der Ebene des alltägli-
chen „realen“ Kontakts zwischen Trägern politischer
Leistungs- und Publikumsrollen rekonstruiert wer-
den.
7. Fazit
Das Ergebnis des vorliegenden Textes zeigt am Bei-
spiel von Jobcenter-Interaktionen, dass moralische
Personenkategorien als Transformationsmechanis-
mus wirken, indem sie Ordnungsvorstellungen aus
Politik und Organisation in Interaktionserwartun-
gen umwandeln und interaktive Anschlussfähigkeit
herstellen. Der Text zeigt zudem, dass die inhaltliche
Füllung dieser Personenkategorien durch Interak-
tionsprobleme geprägt ist, die sich aus widersprüch-
lichen Organisations- und Interaktionserwartungen
ergeben. Sie müssen interaktiv anschlussfähig ge-
macht werden – „zum Preis paradoxer Verhaltens-
weisen“ (Hitzler 2012: 258) – und dies geschieht
mithilfe der Personenkategorie von der Kundin die
will, was die Fachkraft will. Durch diese besondere
inhaltliche Füllung, wonach eine gute Kundin flexi-
bel will, was die Fachkraft will, werden Organisa-
tionserwartungen in die subordinationsrechtlich-
kooperative Grundstruktur der Jobcenterinteraktion
integrierbar, weil sie an die Kundin adressiert wer-
den kçnnen. Die Kundin wird im Rahmen dieser
Kategorisierung als eine Person angesprochen, die
in ihren Wünschen „beweglich“ ist, und sie bildet
damit eine wichtige Stellschraube in der manageria-
len Steuerung der Arbeitsverwaltung: Sie erlaubt
die raschere Anpassungsfähigkeit der Arbeitsverwal-
tung an variierende politische Zielsetzungen im
Kontext der Regionalisierung und Dezentralisie-
rung ihrer Behçrden und der Einführung betriebs-
wirtschaftlicher Steuerungsinstrumente wie Zielver-
einbarung, Budgeting und Controlling (vgl. Wein-
bach 2012). Dieses Ergebnis zeigt sich allerdings
erst im systematischen Bezug auf die Sozialebenen –
Politiksystem, Staatsorganisation und Behçrden-
interaktion – und damit im Rahmen einer Sozio-
logie politischer Inklusion, die sich zugleich für Fra-
gen einer allgemeinen Soziologie der Ebenendiffe-
renzierung interessiert.
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